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Schriftliche Erklärung zur Informationsfreiheit und zum Schutz von Informanten

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf das Statut der Beamten der Europäischen Gemeinschaften,

– gestützt auf Artikel 116 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass eine zweckmäßige öffentliche Verwaltung im Dienste der Bürger 
notwendiger Bestandteil einer funktionierenden demokratischen Gesellschaft ist, 

B. in der Erwägung, dass die Organe der Europäischen Union aus diesem Grunde klare 
Vorschriften und Verfahren benötigen, um sicherzustellen, dass Unregelmäßigkeiten in 
der Verwaltung aufgedeckt, beseitigt und den Bürgern bekanntgegeben werden, und dass 
Offenheit und Transparenz in der Verwaltung Voraussetzung dafür sind, dass die Bürger 
die als Volksvertreter gewählten Politiker zur Rechenschaft ziehen können, 

C. in der Erwägung, dass den Beamten bei den Organen der Europäischen Union die 
gesetzlich gesicherte Möglichkeit eingeräumt werden muss, anonym oder offen Kontakt 
mit den Massenmedien aufzunehmen und ohne die Gefahr von Repressalien seitens des 
Dienstherren Informationen über eventuelle Unregelmäßigkeiten weiterzugeben, auf die 
sie im Rahmen ihrer Tätigkeit aufmerksam werden, 

D. in der Erwägung, dass ebenfalls durch Rechtsvorschriften festgelegt werden muss, dass 
Journalisten das Recht haben, sich die Beamten auszusuchen, mit denen sie Kontakt 
aufnehmen und die sie um Informationen über die Tätigkeit der Verwaltung bitten,

E. in der Erwägung, dass das Recht auf Weitergabe von Informationen für die 
Veröffentlichung garantiert werden muss, indem die Schweigepflicht der Journalisten 
anerkannt wird, und in der Erwägung, dass den Behörden untersagt werden muss, 
Nachforschungen anzustellen, um herauszufinden, wer den Massenmedien Informationen 
hat zukommen lassen,

F. in der Erwägung, dass das Recht der Beamten zur Weitergabe von Informationen nur im 
Ausnahmefall und nur auf der Grundlage von zuvor erlassenen Rechtsvorschriften 
eingeschränkt werden darf,

1. fordert die Kommission auf, sich die in dieser schriftlichen Erklärung unterbreiteten 
Vorschläge zu eigen zu machen und Maßnahmen zu ergreifen, um sie in 
Rechtsvorschriften über die Verwaltung der Organe der Europäischen Union zu 
verwirklichen;

2. beauftragt seinen Präsidenten, diese Erklärung mit den Namen der Unterzeichner der 
Kommission und dem Rat zu übermitteln.


